
Rede Sibylle Laurischk, MdB 

Freitag den 07.07.2006
Sehr geehrte Damen und Herren,

Begrüßung

ich freue mich, heute bei Ihnen sein zu können und so die Chance zu haben, Ihnen mein Arbeitsgebiet in der FDP-Bundestagsfraktion vorzustellen. Zwar ist die FDP die größte Oppositionsfraktion, aber die vielschichtige Arbeit macht es nötig, dass jeder FDP Abgeordnete für eine Vielzahl von Themen verantwortlich ist. Zu meinen Themenbereichen zählen die Seniorenpolitik, das bürgerschaftliche Engagement sowie die Bereich Migration und Integration, die zur Zeit besonders intensiv diskutiert werden. Gerne möchte ich Ihnen unsere Überlegungen zum Themenbereich des Bürgerschaftlichen Engagements näher bringen und wenn genügend Zeit vorhanden ist, diese auch mit Ihnen diskutieren und auf Fragen eingehen.

Laudatio

Lieber Herr ?????, Sie haben in Ihrer bemerkenswerten Laudatio für Herrn Kliewe, für die ich Ihnen herzlich danken möchte, Bezug auf das Ehrenamt genommen und dieses eine -hier ein Zitat aus der Laudatio einbauen- genannt. 
Eine Verantwortungsgemeinschaft, die, wie Sie es so treffend ausgedrückt haben, zugleich ???? ist, wenn die Beziehung zwischen bürgerschaftlichen Engagement und ?????? gelingt. Diese "Verantwortungsgemeinschaft" ist eine tragende Säule unserer Gesellschaft.
Grundlegendes
Gerade für Liberale ist bürgerschaftliches Engagement Ausdruck einer lebendigen Bürgerkultur. Eine Gesellschaft, in der Probleme nicht wie selbstverständlich bei öffentlichen Einrichtungen abgegeben werden, eine Gesellschaft, in der Bürger für Bürger da sind. Der Einzelne ist selbst gefordert. In eigener Verantwortung. Mit eigener Kraft. Mit der Bereitschaft, Risiken zu übernehmen. Auch mit der Bereitschaft, den wirklich Schwachen und Benachteiligten solidarisch zur Seite zu stehen. Nur durch einen solchen Bürgersinn wird eine Gesellschaft entstehen, die eher als jede andere in der Lage ist, mit den Herausforderungen der Zukunft fertig zu werden.

Die Förderung des bürgerschaftliche Engagements durch Finanz- oder Sachmittel ist im Handlungsradius von Ländern und Kommunen verankert und muss daher vor Ort diskutiert und festgelegt werden. In den Bereich des Bundes fallen vor allem Projekte und Modellprogramme sowie die Freiwilligendienste, die ein gutes Beispiel für ausbaufähiges, freiwilliges Engagement bilden.
Meine Aufgabe als Bundespolitikerin verstehe ich daher auch als Brückenbauer – sozusagen als Türöffnerin – um die öffentliche Diskussion und damit das Ansehen der Ehrenamtlichen und ihrer wichtigen Arbeit zu befördern.
Bürgerschaftliches Engagement fördert nicht nur das soziale Kapital unserer Gesellschaft, sondern ist ein Weg zur Selbstverwirklichung und Mitgestaltung. Bei der immer prekäreren Situation der öffentlichen Haushalte – auch das muss deutlich gesagt werden - wird die Bedeutung des bürgerschaftlichen Engagements zukünftig stark zunehmen. 

Dies können Sie bereits heute in den Niederlanden beobachten und studieren. Freiwilligenarbeit ist in den Niederlanden ein Alltagsphänomen. Jeder vierte Erwachsene leistet in der Woche durchschnittlich vier bis fünf Stunden Arbeit für den guten Zweck. Aufs Jahr hochgerechnet schaffen die, die in ihrer Freizeit Hand anlegen oder beraten, einen Wert von 14 Milliarden Euro. Das Engagement wäre in diesem Ausmaß und der professionalisierten Vermittlung kaum denkbar ohne die Erfahrung der wirtschaftlichen Krise Anfang der 80er Jahre. Und kein Ereignis macht den Unterschied zwischen niederländischer und deutscher Entwicklung so deutlich wie das Abkommen von Wassenaar 1982, als Staat, Wirtschaft und Gesellschaft vereinbart haben, die Staatsausgaben zu verringern und das Eigenengagement zu stärken. Ich wage zu behaupten, dass dies eine Entwicklung ist, die uns auch in Deutschland bevorsteht.
Während in Deutschland der Staat stärker denn je betriebskostenorientiert handelt und Geld auch dort spart, wo sich Freiwillige engagieren, halten die Niederlande am Ziel fest, Geld investiv und damit gesellschaftlich nutzbringend auszugeben: Das Kompetenzzentrum Civiq mit seinen 70 Beschäftigten etwa wird fast zur Hälfte vom niederländischen Staat finanziert. Die Investition rechnet sich: Über Beratung der Freiwilligenagenturen und Aufbau neuer Netzwerke zwischen Unternehmern, Gemeinden und Freiwilligen entsteht ein Vielfaches an Wert für die Gesellschaft.
Das war ein wichtiger Schritt, weil der Gedanke wachsender Eigenverantwortung keine bloße politische Rhetorik blieb, sondern zur verantwortlichen Praxis in den Niederlanden geworden ist.
Solidarität und Verantwortungsbewusstsein, die Weitergabe von Wissen und Erfahrungen, die Suche nach sozialen Kontakten, der Wunsch, sich neue Erlebniswelten zu erschließen oder einfach das Gefühl, gebraucht zu werden, sind nur einige Motive, sich sozial zu engagieren. 

Um dieses Potential besser zu erschließen brauchen wir auch in Deutschland eine Infrastruktur und unterstützende Rahmenbedingungen für das Ehrenamt, die unterstützende Organisationsleistungen anbieten, aber auch die gesellschaftliche Wertschätzung freiwilligen Engagements vermittelt. 

Die FDP will neue innovative Ansätze des bürgerschaftlichen Engagements fördern. Zum quantitativen Ausbau des bürgerschaftlichen Engagements muss auch der qualitative Ausbau treten. Hierzu gehört eine das Engagement unterstützende Infrastruktur. Freiwilligenagenturen und Seniorenbüros bilden dabei wesentliche Elemente. Den Aufbau von engagementfördernden Strukturen, insbesondere Informations- und Beratungsangebote auf kommunaler Ebene, z. B. Freiwilligenagenturen etc., die sowohl beratend als auch vermittelnd tätig werden halten wir für dringend geboten.

Ehrenamtliches Engagement, welches häufig mit erheblichem Zeitaufwand verbunden ist, muss stärker gewürdigt werden. Diese Anerkennung ist eine gemeinsame Aufgabe von Politik, Medien, Verbänden und Gesellschaft.

Bei der Generation 55+ ist eine regelrechte Aufbruchstimmung festzustellen: Der 2. Freiwilligensurvey vom Frühjahr 2005 zeigt bei dieser Gruppe ein Plus von 6% gegenüber den Daten von 1996, die höchste festgestellte Wachstumsphase beim bürgerschaftlichen Engagement überhaupt. 40 Prozent der 55- bis 64Jährigen und 26 Prozent der über 65Jährigen sind ehrenamtlich engagiert. Trotz dieser eindeutigen Zahlen werden Ältere noch zu wenig als aktive, mitverantwortlich handelnde Bürger angesprochen. Das Interesse dieser stetig größer werdenden Gruppe am gesellschaftlichen Engagement wird unterschätzt, so dass das Potenzial der Älteren für unsere Gesellschaft nur ansatzweise genutzt wird.

Ältere Menschen suchen zunehmend Tätigkeiten, in denen sie sich eigenverantwortlich einbringen können, in denen sie sozusagen "für sich und andere" gleichermaßen tätig sind, in denen sie sich verwirklichen können. 

Der 3. Altenbericht der Bundesregierung zeigt auf, dass die Beteiligung älterer Menschen an speziellen Partizipationsangeboten für Senioren erstaunlich niedrig ist. Diejenigen, die sich engagieren, tun dies im Wesentlichen im altersunspezifischen Bereich: bei den 55- bis 69-jährigen Engagierten liegt der Anteil der nicht in altenspezifischen Zusammenhängen Aktiven bei 91 Prozent und bei den 70- bis 85-Jährigen bei 68 Prozent.

Dies zeigt das Potenzial der neu aufzubauenden generationsübergreifenden Freiwilligendienste ist sehr hoch. Die FDP unterstützt nachdrücklich die Modellprogramme zum Aufbau dieser Dienste. 

Daneben zeigen Untersuchungen, dass gerade neue Formen des gesellschaftlichen Engagements, die nicht dauerhaft und ausschließlich an eine Organisation gebunden sind, inhaltlich anspruchsvoll und abwechslungsreich sind, auf ein enormes Interesse stoßen.

Die geringe Geburtenrate und der steigende Anteil älterer Menschen an der Bevölkerung bringen Veränderungen in allen Bereichen. Wir müssen den Interessenausgleich zwischen Alt und Jung neu austarieren, um zukunftsfähig zu sein. Unter "Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft" verstehe ich das die ältere Generation die Grundlagen für gelingendes Zusammenleben, nämlich den kulturellen Schatz von Werten und Lebenserfahrungen an die jeweils nächste Generation weitergibt und diese in die Lage versetzt, ihrerseits diese Grundlagen zu übernehmen, um sie auf ihre neue Situation hin zu entwickeln. Es gilt die Bedürfnisse der heutigen Generationen mit den Lebenschancen späterer Generationen so zu verknüpfen, dass eine gerechte Teilhabe aller an den Chancen und Möglichkeiten der Zukunft gewährleistet ist.

Gerade das freiwillige bürgerschaftliche Engagement Älterer begreift die FDP daher als einen wichtigen Baustein zur Neugestaltung des Generationenvertrages.

Diese Neugestaltung des Generationenvertrages wird zukünftig eine sehr große Rolle spielen. Einen ersten Eindruck vermittelt hier die im Koalitionsvertrag niedergelegte Idee der Schaffung und Förderung sogenannter Mehrgenerationenhäuser. Grob umrissen verbirgt sich hinter diesem etwas sperrigen Begriff die Idee, dass Lebenssituationen geschaffen werden sollen, die unabhängig von der Familienstruktur die Möglichkeit zur generationenübergreifenden Hilfe eröffnen. Also, dass rüstige Ältere, z. B. Hilfe bei der Kinderbetreuung leisten und Jüngere den Älteren zur Seite stehen, wenn diese Hilfe benötigen. 

Ich halte die Diskussion über die MGH für eine sinnvolle und notwendige Diskussion, denn sie gibt den Anstoß den Demographischen Wandel auch unter einem anderen Aspekt zu diskutieren. Bisher wird der demographischen Wandel hauptsächlich unter dem Aspekt seiner Auswirkungen auf die Sozialversicherungssysteme diskutiert. Er bedeutet aber nicht nur eine wachsende Zahl rüstiger Älterer, sondern auch eine zunehmende Zahl älterer Menschen, die über körperliche Einschränkungen verfügen bzw. auf Hilfe oder Pflege angewiesen sind.

Wir brauchen in Deutschland dringend eine bessere Vereinbarkeit von Erwerbs- und Privatleben. Dabei gehört zum Privatleben der Menschen eben nicht nur die wichtige unbezahlte Arbeit, die sie etwa für Kinder, pflegebedürftige Angehörige, den Partner leisten, sondern auch das vielfältige bürgerschaftliche Engagement, ohne das unsere Gesellschaft nicht auskäme. Es ist deshalb im Sinne der Gesellschaft als Ganzes, wenn diese Vereinbarkeit verbessert wird. Dazu sind in der Arbeitswelt vor allem Flexibilisierungen nötig, bei der Arbeitszeit etwa durch Arbeitszeitkonten und Sabbatticals oder beim Arbeitsort durch Telearbeit und ähnliches. Gleichzeitig müssen die Erfahrungen und Fähigkeiten, die außerhalb der Berufsarbeit, in der Familienarbeit oder im Ehrenamt erworben werden, eine stärkere Anerkennung auch in der Arbeitswelt erhalten und dort sinnvoll genutzt werden. Auch dies erhöht die Kompatibilität dieser unterschiedlichen Lebenswelten. Vereinbarkeit bedeutet darüber hinaus nicht nur den Versuch, persönliche und berufliche Pflichten parallel und gleichzeitig in eine „Balance“ zu bringen. Ein Gleichgewicht zwischen beiden Lebenswelten wird auch mit größten Mühen nicht immer herstellbar sein. Daher brauchen wir vor allen Dingen neue Rahmenbedingungen, die sequentielle, also sich abwechselnde Lebensphasen und -muster ermöglichen. Wir müssen uns verabschieden von dem gesellschaftlichen Druck, dass nach Beendigung der Ausbildung, in einer Lebenszeit von Ende 20 bis Mitte oder Ende 40 alles gleichzeitig erreicht werden muss: berufliche Etablierung, Kinder bekommen und groß ziehen, Karriere, finanzielle Absicherung –und Ehrenamt. Es muss gelingen, das Bildungssystem und die Arbeitswelt gleichermaßen so zu gestalten, dass die lange Lebenszeit des Menschen besser genutzt und mehrfache Wechsel zwischen Bildungs-, Arbeits-, und Familienphasen und eventuell auch Phasen des ehrenamtlichen Einsatzes für die Gesellschaft jederzeit ermöglicht werden. 

Unter bürgerschaftlichen Engagement verstehen die Liberalen auch das „unternehmerische bürgerschaftliche Engagement“. Ein Blick ins Ausland zeigt, dass es beispielsweise in den USA für Unternehmen extrem prestigeträchtig ist, sich bürgerschaftlich zu engagieren. Dort ist es durchaus selbstverständlich, dass Arbeitnehmer für gewisse bürgerschaftliche Aktivitäten freigestellt und bezahlt werden. In Deutschland fehlt bisher diese Kultur. Eine solche Kultur zu schaffen ist aber nicht Aufgabe des Gesetzgebers. Diese Anerkennung ist eine gemeinsame Aufgabe von Politik, Medien, Verbänden und Gesellschaft. Die Liberalen treten daher für ein umfassendes Freiwilligengesetz ein, welches Rahmenbedingungen von der Zertifizierung bis zu Steuerfragen neu und umfassen definiert.
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